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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlägen der EG -Kommission für 

1. eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Zulassungs- und Eichgebühren bei Gaszählern 

— Drucksache 7/2332 — 

2. eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie Nr. 73/95/EWG 
der Kommission vom 26. März 1973 zur Durchführung der Artikel 13 
und 14 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr 

— Drucksache 7/2426 -- 

3. eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1445/72 über das Warenverzeichnis des Außenhandels der 
Gemeinschaft und des Handels zwischen ihren Mitgliedstaaten (NIMEXE) 

— Drucksache 7/2446 — 

A. Probleme und Lösungen 


Zu 1. 

Problem 

Für Zulassungs- und Eichgebühren bei Gaszählern bestehen 
in den Mitgliedstaaten der EG unterschiedliche Vorschriften. 

Lösung 

Die Behinderungen des Warenverkehrs sollen deshalb durch 
die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten ab- 
gebaut werden. 
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Zu 2. 

Problem 

Die von der EG-Kommission am 26. März 1973 erlassene Richt- 
linie zur Durchführung der Artikel 13 und 14 der Richtlinie zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
den aktiven Veredelungsverkehr sieht vor, daß die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen spätestens sechs Monate 
nach dem Inkrafttreten erlassen. Dieser Termin wurde bereits 
zweimal verlängert. Da in der Zwischenzeit auch die Grund- 
richtlinie geändert werden soll, würde ein Inkrafttreten der 
genannten Durchführungsrichtlinie zu Überschneidungen führen. 

Lösung 

Der Termin des Inkrafttretens von Artikel 7 der Durchführungs- 
richtlinie soll deshalb bis zum 1. Oktober 1975 verlängert wer- 
den. 


Zu 3. 

Problem 

Die Verhandlungen der EG-Kommission und der Mitgliedstaa- 
ten zur Schaffung eines harmonisierten Systems zur Bezeich- 
nung der Waren im Brüsseler Zollrat und zur Errichtung einer 
Nomenklatur für alle Güter und Dienste in den Vereinten 
Nationen machen eine Anpassung des Warenverzeichnisses der 
EG für den Außenhandel erforderlich. 

Lösung 

Das Warenverzeichnis des Außenhandels der EG und des Han- 
dels zwischen ihren Mitgliedstaaten soll deshalb flexibler ge- 
staltet werden. 

Einstimmigkeit 


B. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


C. Vorschlag 

Der Bundestag nimmt von den Vorschlägen der EG-Kommission 
Kenntnis. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Burgbacher 


Die Vorschläge der EG-Kommission für Richtlinien 
und eine Verordnung des Rates wurden vom Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. 

Bei den Vorlagen handelt es sich um Vorschläge 
der EG-Kommission für Richtlinien und eine Verord- 
nung des Rates, die sich zum Teil auf schon erlas- 


sene Grundverordnungen stützen und zum Teil um 
Vorlagen von geringerer Bedeutung. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlagen zur 
Kenntnis genommen. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von den Vorschlägen der EG-Kommission Kenntnis 
zu nehmen. 


Bonn, den 25. September 1974 


Dr. Burgbacher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von den Vorschlägen der EG-Kommission — Drucksachen 7/2332, 7/2426, 7/2446 — 
Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 25. September 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Dr. Burgbacher 

Vorsitzender Berichterstatter 



